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Allen Unkenrufen zum Trotz ist die Eu-
ropäische Union nicht an den Krisen 

zerbrochen, die sie seit 2008 heimsuchen. 
So instabil kann das europäische Haus also 
nicht sein. Der Fortbestand des europäi-
schen Zusammenschlusses ist dennoch keine 
Selbstverständlichkeit. Die Krisen haben Ge-
genkräfte freigesetzt, die es nicht zu unter-
schätzen gilt. Nationalisten und Revisionis-
ten kämpfen in fast allen EU-Staaten gegen 
die bestehende Ordnung. Ihre Zahl ist in den 
vergangenen Jahren immer größer geworden. 
Und spätestens seit den Landtagswahlen 
vom 13. März wissen wir auch in Deutsch-
land, wie groß das Potenzial der sogenannten 
Alternative für Deutschland ist. Einer Partei, 
die sich immer wieder weit hinein bewegt in 
die Grauzone zum Rechtsextremismus. Man 
sollte sich also vor Verharmlosungen hüten.

  Die Alternative, die die AfD für Deutsch-
land aufzeigt, ist brandgefährlich, denn sie 
stellt die europäische Ordnung in Frage. Sie 
lehnt das Europa ab, in das Deutschland 
eingebettet ist und das auch eine zentrale 
Voraussetzung für die Wiedervereinigung 
des 40 Jahre geteilten Landes war. Sie wird 
getragen von dem Wunsch nach einfachen 
Antworten. In nicht wenigen EU-Staaten 
stellen die antieuropäischen Kräfte bis zu 
einem Drittel der Wählerschaft. In Polen 
und Ungarn sind sie gar an der Macht. In 
mancherlei Hinsicht erinnert das Bild an die 
Zwischenkriegszeit. Die hässliche Schwester 
der Demokratie ist auch in Europa nicht 
aus der Welt. Der Druck der Demagogen ist 
groß, der Populismus findet einen frucht-
baren Nährboden, wo seit Jahrzehnten 
Politikverdrossenheit herrscht. All das er-
klärt, warum vielen Regierungen bisweilen 
der Mut zu europäischen Lösungen fehlt. 
Dabei sind diese der richtige Weg, die be-
stehenden Herausforderungen zu meistern. 
Wenn die Kräfte der Verneinung nicht die 
Oberhand gewinnen sollen, muss beherzt 
gehandelt werden.

  Gleich, um welches Problem es sich han-
delt, die Euro-Schulden- oder die Flücht-

lingskrise: Europa verfügt über die Mittel zu 
dessen Lösung und Bewältigung. Das haben 
die wichtigen Beschlüsse gezeigt, die die Eu-
ropäer gemeinsam zur Vertiefung der Wirt-
schafts- und Währungsunion fassen konnten. 
Das wird auch im Umgang mit der großen 
Fluchtbewegung nicht anders sein. Europa 
hat das Potenzial, auch diese Herausforde-
rung aus eigener Kraft zu bewältigen, wenn 
es sich nur auf seine Stärken besinnt. Das 
Arrangement mit der Türkei kann da nur ein 
Zwischenschritt sein, denn die EU sollte sich 
nicht abhängig machen von einem autoritä-
ren, bestenfalls halbdemokratischen Regime, 
das im Inneren den Bürgerkrieg schürt und 
im Namen eines Neo-Osmanischen Reichs 
imperiale Träume hegt.

  Die Europäer haben es in der Hand, ihre 
Freiheit zu bewahren. Das gilt auch in Be-
zug auf Russland, dessen Diktator im Übri-
gen viele AfD-Anhänger im für europäische 
Rechtsaußenparteien typischen antiwest-
lichen Reflex bewundern. Gerade weil das 
autoritäre Modell inzwischen auch inner-
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halb der EU Nachahmer findet, ist Europa 
gut beraten, hier eine scharfe Trennlinie 
zu ziehen. Wer aber ist Europa? Viel zu viel 
hängt aktuell an Berlin. Deutschland braucht 
Gegengewichte, um Europa nicht wider Wil-
len in eine Schieflage zu bringen. Ein starkes 
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Forum

her keine zu 
deren Schutz 
n o t w e n d i -
gen Einrich-
tungen zu 
unterhalten. 
Staaten, de-
nen solche 
o b l i e g e n , 
sind durch-
gängig wirt-
s c h a f t l i c h 
schwach und 
v e r f ü g e n 
häufig nicht über die erforderlichen Struktu-
ren im notwendigen Ausmaß. Daher wird es 
für erforderlich erachtet, diesen Staaten finan-
ziell, materiell, personell und organisatorisch 
zu helfen. Der Schutz der Außengrenzen ist 
eine gemeinschaftliche Aufgabe!

  Darüber hinaus sind umfassendere Maß-
nahmen zur Verhinderung und Verfolgung 
grenzüberschreitender Kriminalität, ein-
schließlich durch Schleuser, zu ergreifen. Er-
gänzend bedarf es Regularien zur gemein-
schaftlichen Aufnahme und Verteilung von 
rechtmäßig in die EU kommenden Flüchtlin-
gen, die unter dem Schutz der Genfer Kon-
vention stehen, und Asylbewerbern.

Jürgen Springer

Der Autor ist Mitglied der Europa-Union 
Hamburg und engagiert sich in der Bun-
desarbeitsgemeinschaft Europäische Wirt-
schaftspolitik.

den Vertragsstaaten ab. Sie begrüßt die Ziel-
setzung der Europäischen Union, bis Ende 
2016 das Schengen-Abkommen wieder in 
Kraft zu setzen. Sie verkennt dabei nicht, 
dass aufgrund der gemachten Erfahrungen 
Verbesserungen vorgenommen werden soll-
ten. In einem erarbeiteten Diskussionspa-
pier sind konkrete wirtschaftliche Gefahren 
dauerhafter Grenzkontrollen aufgeführt. 
Befürchtet werden u. a. die aus der Vergan-
genheit bekannten langen Wartezeiten an 
den Grenzen. Sie führen zu arbeitsplatzge-
fährdenden Kostenbelastungen und einer 
Gefährdung von Termintreue. Auch grenz-
überschreitend haben „Just-in-Time“-Liefe-
rungen eine große Bedeutung erlangt.

  Insbesondere in Grenzregionen sind vie-
le Arbeitsplätze mit Pendlern besetzt. Etwa 
1,1 Millionen EU-Bürger kommen täglich 
aus einem anderen Mitgliedsland zu ih-
rer Arbeitsstelle. Der Einzelhandel und die 
Gastronomie in diesen Regionen werden 
durch ausbleibende Tages-Kunden aus dem 
Nachbarland geschädigt. Zusätzliche Büro-
kratie führt zu höheren Verwaltungskosten 
und senkt die Flexibilität. Binnenhandel und 
europäischer Wettbewerb werden beein-
trächtigt. Geringerer Wettbewerbsdruck hat 
regelmäßig höhere Preise zur Folge.

  Das Verlangen nach erneuten Grenzkontrol-
len wird vor allem damit begründet, dass ein 
wirksamer Schutz der Außengrenzen durch 
die Staaten insbesondere im Süden der Eu-
ropäischen Union nicht erfolgt. Deutschland 
hat keine europäische Außengrenze und da-

„Grenzen offen halten – Schengen-Raum retten!“

Bild: Jürgen Springer

und selbstbewusstes Frankreich ist ebenso 
unverzichtbar wie ein sich dem Kontinent 
wieder zuwendendes Vereinigtes Königreich.

  Was zu tun ist und nur gemeinsam euro-
päisch getan werden kann, liegt auf der Hand. 
Die Europäische Union muss gemeinsame 
Streitkräfte aufbauen, die Stabilität in Europas 
Nachbarschaft projizieren. Sie benötigt einen 
gemeinsamen Grenzschutz und ein gemein-
sames Asyl- und Einwanderungsrecht. Dies 
sind Aufgaben, die kein Staat in Europa allein 
zu lösen in der Lage ist. Erfolge auf diesen Ge-
bieten  sind überlebenswichtig. Denn es geht 

inzwischen um weit mehr als „nur“ die Frage, 
ob eine neue Eurosklerose droht, Intergou-
vernementalismus zu viel Raum greift oder 
einzelne Integrationsschritte in Frage gestellt 
werden. Es geht um das Leben in Freiheit und 
Würde, um den Erhalt der westlichen Werte, 
woran freilich auch der Umgang mit Schutz 
suchenden Menschen zu messen ist.

  Die Europäische Union, auch die nach Os-
ten hin erweiterte, ist integraler Bestandteil 
des westlichen Zivilisationsprojekts und muss 
das auch bleiben. Das geht nur im Rahmen 
gemeinsamer europäischer Institutionen und 

einer engen transatlantischen Bindung. Die 
Alternative, für die die AfD wirbt, ist ein aus 
seinen europäischen, seinen westlichen Bin-
dungen herausgelöstes Deutschland. Es sind 
aber diese Bindungen, die Deutschland die 
Freiheit gesichert und die Einheit geschenkt 
haben. Die Alternative der AfD ist die Unfrei-
heit. Deshalb kann diese Partei für die über-
parteiliche Europa-Union keine Alternative 
sein.

Christian Moos
Generalsekretär der 

Europa-Union Deutschland

Den Appell „Grenzen offen halten – 
Schengen-Raum retten!“ richten die 

Mitglieder der Bundesarbeitsgemeinschaft 
(BAG) Europäische Wirtschaftspolitik an 
die Politiker in der Europäischen Union. Seit 
Jahresbeginn und auch in einem Workshop 
des Bundeskongresses in Dresden wurde 
über die Auswirkungen wieder eingeführter 
Grenzkontrollen diskutiert. Zu dem Work-
shop war auch Dr. Jasmin Groeschl vom  
ifo Institut München mit dem Thema „Aus-
stieg aus dem Schengen-Raum – Wie steht es 
um Europas (Volks-)Wirtschaft“ eingeladen.

  Mit dem Schengen-Abkommen sollte 
ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts geschaffen werden. Ein Aufge-
ben würde fatale Signale aussenden: Eine 
tragende Säule der europäischen Einigung 
stürzt ein: Negative Folgen auf bisher er-
reichte Errungenschaften, die Europa mehr 
als 70 Jahre Frieden gesichert haben und 
mit denen überall ein deutlich verbesserter 
Lebensstandard erreicht wurde, sind zu be-
fürchten. Speziell Deutschland als traditio-
nelle Exportnation müsste mit einem deut-
lichen Rückgang der Wettbewerbsfähigkeit 
und der Wirtschaftsleistung rechnen. Wer 
in der heutigen globalisierten Welt Außen-
beziehungen beeinträchtigt, gefährdet das 
Erreichte – materiell und immateriell.

  Die BAG Europäische Wirtschaftspolitik 
spricht sich daher entschieden dafür aus, 
das Schengen-System grundsätzlich beizu-
behalten und lehnt die dauerhafte Wieder-
einführung von Grenzkontrollen zwischen 
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Bürgerdialog „Europas Grenzen: Wir müssen reden!“
Erfolgreicher Auftakt der neuen Reihe in Erfurt

Im voll besetzten Thüringer Landtag 
startete am 15. März die neue bundes-

weite Bürgerdialogreihe der Europa-Uni-
on Deutschland. Rund 200 Personen wa-
ren gekommen, um über die Zukunft von 
Schengen, europäische Flüchtlingspolitik, 
Reisefreiheit und die wirtschaftlichen 
und sozialen Chancen eines geeinten Eu-
ropas zu diskutieren. Dabei standen dem 
Publikum hochkarätige Gesprächspartner 
Rede und Antwort. Mitwirkende waren 
von Thüringer Seite unter anderem die 
Staatssekretärin für Kultur und Europa, 
Dr. Babette Winter, die Landtagsabgeord-
nete und frühere Europaministerin Ma-
rion Walsmann sowie der Präsident des 
Thüringer Verfassungsschutzes, Stephan 
Kramer. Bernhard Schnittger, stellvertre-
tender Leiter der EU-Kommissionsvertre-
tung, und der Chef der Deutschen Poli-
zeigewerkschaft, Rainer Wendt, gehörten 
ebenfalls zu dem Expertenkreis. An den 
drei themenbezogenen Diskussionsrun-
den mit dem Publikum beteiligten sich 
zudem Vertreter des Bundesinnenminis-
teriums, des Thüringer Flüchtlingsrats, 
der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände und des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes.

  Die Situation von Flüchtlingen an den 
europäischen Außengrenzen und die In-
tegration von bereits in Deutschland an-
gekommenen Menschen beschäftigte die 
Teilnehmer besonders. Auch das Selbst-
verständnis der Europäischen Union als 
Wertegemeinschaft war in den Diskus-
sionen ein wiederkehrendes Thema. Mit 
Blick auf die Innere Sicherheit wurde 
deutlich, dass die Sicherheitsbehörden 
zwar gut aufgestellt sind, jedoch noch 
besser ausgestattet werden müssten, und 

es beim Austausch mit den europäischen 
Nachbarn Verbesserungsbedarf gibt. Im 
Publikum wurde die Befürchtung laut, 
man könne durch verstärkte Aktivitäten 
der Sicherheitsbehörden zu „gläsernen 
Bürgern“ werden. Das Publikum wünsch-
te sich außerdem mehr Fortschritte bei 
der sozialen Dimension der EU. Beim 
Thema Sozialunion habe sich bislang zu 
wenig getan. Hier gebe es noch viel Ent-
wicklungspotenzial.

  Mit den neuen Bürgerdialogen knüpft 
die Europa-Union nahtlos an den Erfolg 
der Vorgängerreihe zum transatlanti-
schen Freihandelsabkommen an. Für das 
von EUD-Generalsekretär Christian Moos 
initiierte Format konnten erneut viele 
Partner aus Politik, organisierter Zivilge-
sellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft 
gewonnen werden.

  „Mit den Bürgerdialogen wollen wir 
Räume für Austausch und Debatten 
zwischen den Menschen, politischen 
Entscheidungsträgern und gesellschaftli-
chen Akteuren schaffen“, sagte EUD-Prä-
sidiumsmitglied Dr. Claudia Conen beim 
Auftakt in Erfurt, einer Kooperationsver-
anstaltung von Europa-Union Deutsch-
land, ihrem Landesverband Thüringen 
und dem Europäischen Informations-
Zentrum Thüringen.		  W

Eine Reihe der Europa-Union Deutschland 
und ihrer Partner

Diskutieren Sie mit!

Vor Ort:
04. Mai:	Augsburg, 
	 Rathaus, 	19.00 Uhr
26. Mai:	Hamburg, 
	 Rathaus, 	17.00 Uhr 

Im Netz: 
www.ttip-buergerdialoge.de
www.publixphere.net

Auf Facebook: 
www.facebook.com/EUDBuergerdialoge

Auf Twitter: 
#EUD_dialog

Bürgerdialog zu Schengen, 
europäischen Freiheiten und 
Perspektiven der EU 
in der Flüchtlingskrise

Blick in den voll besetzten Landtag beim Bürgerdialog in Erfurt 	 Bild: Alexander Wragge/Publixphere
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Aus dem
Bundesverband und 
der JEF

Das zweite Parlamentarische Europa-
forum der Europa-Union Parlamenta-

riergruppe und der Jungen Europäischen 
Föderalisten Deutschland am 16. März 
im Bundestag stieß wieder auf große Re-
sonanz. Das Publikum nutzte die inter-
aktive „Fishbowl-Diskussion“, um seine 
Fragen und Meinungen zur europäischen 
Flüchtlingspolitik mit dem Parlamentari-
schen Staatssekretär beim Bundesinnen-
minister Ole Schröder, der schwedischen 
Abgeordneten Elisabeth Svantesson von 
der Nya Demokratia und Julian Lehmann 
vom Thinktank „Global Public Policy Insti-
tute“ zu diskutieren. Ein Novum war, dass 
die Debatte aufgrund der internationalen 
Ausrichtung auf Englisch geführt wurde. 
Geleitet wurde das Gespräch von JEF-Bun-
dessekretär Vincent Venus.

  Die beiden freien Stühle auf dem Podium 
für Diskutanten aus dem Saal wurden eif-
rig in Anspruch genommen. Das Publikum 
meldete sich in der Debatte kritisch zu Wort 
und brachte viele interessante Perspektiven 
ein. So verglich eine australische Teilneh-
merin den geplanten EU-Türkei-Deal zur 
Rücknahme von Flüchtlingen mit dem Ab-

kommen zwischen Australien und Malaysia, 
das vom australischen Verfassungsgericht 
wegen Menschenrechtsverletzungen in 
Malaysia gekippt wurde. Auch die Funkti-
onalität der geltenden Dublin-Verordnung, 
gemäß der Flüchtlinge nur in demjenigen 
Staat Asyl beantragen können, in dem sie 
zuerst europäischen Boden betreten haben, 
wurde in Frage gestellt. Die Diskutanten 
waren sich einig, dass das System für eine 
viel geringere Zahl an Schutzsuchenden 
ausgerichtet sei. Ein Publikumsgast warf 
ein, dass – Stichwort Lampedusa – bereits 
vor Jahren deutlich wurde, dass die Staaten 
an den EU-Außengrenzen mit der Aufnah-
me der Schutzsuchenden überfordert seien. 
Ole Schröder entgegnete, dass es bisher zu 
keinem Zeitpunkt eine Mehrheit unter den 
Mitgliedstaaten für die Umverteilung der 
Flüchtlinge gegeben habe. Um dies zu än-
dern, müsse Deutschland mit gutem Bei-
spiel vorangehen und angesichts der prekä-
ren Lage mehr Flüchtlinge aus Griechenland 
aufnehmen, wandte ein Publikumsgast ein. 
Julian Lehmann unterstrich, dass an einer 
weiteren Harmonisierung der Europäischen 
Asylpolitik kein Weg vorbeiführe, und for-
derte die Einrichtung einer Europäischen 

Asylbehörde. Die Situation in den Flücht-
lingslagern innerhalb und außerhalb der EU 
war ebenfalls Thema. Elisabeth Svantesson 
forderte eine bessere Versorgung besonders 
der Kinder in den Flüchtlingscamps. Medizi-
nische Vorsorge und Schulbildung müssten 
garantiert werden. 

  Einen ausführlichen Bericht zum Parla-
mentarischen Europaforum finden Sie auf 
www.treffpunkteuropa.de und www.euro-
pa-union.de. 			   W

Diskussionsgäste der „Fishbowl-Debatte“ im Bundes- 
tag: (v. l. n. r.) Julian Lehmann, Elisabeth Svantesson, 
Vincent Venus (Moderator) und Ole Schröder

Bild: JEF Deutschland

Parlamentarisches Europaforum: 
Europäische Lösungen in der Flüchtlingskrise
„Fishbowl-Diskussion“ im Deutschen Bundestag

Frischer Wind für Projekte und Verbandsstrukturen

Inhaltliche Standpunkte erarbeiten und 
die Verbandsarbeit voranbringen, dies 

waren die Ziele des Treffens der JEF-Ar-
beitsgemeinschaften am 4. und 5. März in 
Berlin. Ca. 25 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer engagierten sich in verschiede-
nen Sessions bei den AGs Soziales, SIMEP 
und Verbandsentwicklung und brachten 
Ideen und konkrete Pläne für das weitere 
Vorgehen ein.

  Anhand des „Social Justice Index 
2015“ der Bertelsmann-Stiftung disku-
tierte die AG Soziales mit Marina Lessig 
aus dem Bundesvorstand zunächst über 
Faktoren der Mobilität, die wichtig wä-
ren, um die Jugendarbeitslosigkeit in der 

    1) Corporate Identity der Schulprojekte 
        der JEF, 
    2) Wissensmanagement und 
    3) Ausdehnung der Simulation Europäi-
         sches Parlament auf kleinere Landesver- 
        bände und deren Umsetzung vor Ort.

  Das vielfältige Wissen im Verband über 
Schulprojekte, Planspiele und Simulati-
onsveranstaltungen soll gebündelt und 
allen Verbandssektionen und Mitgliedern 
zugänglich gemacht werden. In einer 
Cloud sollen alle Dokumente aus den Lan-
desverbänden gesammelt werden.
 
  Aus dem Team Verbandsentwicklung be-
treute Silvia Behrens die gleichnamige AG, 

EU zu senken. In der zweiten Session ver-
schaffte sich die AG eine kurze Übersicht 
über die aktuelle Flüchtlingssituation in 
der EU und das, was uns 2016 vermut-
lich sonst noch beschäftigen wird. Dabei 
wurden Pläne für migrationspolitische 
Austauschveranstaltungen vor allem mit 
osteuropäischen JEF-Sektionen andis-
kutiert. In der dritten Workshopeinheit 
wurde ein kleiner Aktionsplan für die 
JEF während der „European Youth Week“ 
erarbeitet.

  Die AG SIMEP (Simulation Europäisches 
Parlament) unter der Leitung von Sandra 
Schumacher hat in drei Bereichen an kon-
kreten Maßnahmen gearbeitet:
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JEF

die ebenfalls die Kommunikation innerhalb 
des Verbandes stärken möchte. Die beiden 
wichtigsten Punkte in den Sessions waren 
externe Sichtbarkeit des Verbandes und Mit-
gliedergewinnung bzw. Mitgliederbindung. 
Dazu sollen Termine und Veranstaltungen al-
ler Landesverbände künftig auch auf der JEF 
Deutschland Homepage einsehbar sein. Au-
ßerdem soll die Vernetzung mit anderen Ju-
gendverbänden (z. B. Parteien, Kirchen, weite-

re Zivilorganisationen) gefördert werden.

  Was den Punkt Kreisverbandsaufbau an-
geht, setzt die AG Verbandsentwicklung auf 
„Nachbarschaftshilfe“. Bereits etablierte JEF-
Kreisverbände können in anderen Städten 
beim Aufbau und der Organisation von Ver-
anstaltungen helfen und diese in eigenen 
Kreisen bewerben. In einigen Städten hat 
dies bereits erfolgreich stattgefunden.

  Im Plenum stellten die Arbeitsgruppen 
ihre Ergebnisse vor und räumten auch 
noch Zeit ein für die wichtige Debatte 
über das Schengen-Abkommen und die 
Geschehnisse beim zeitgleich stattfin-
denden EU-Gipfel. Das AG-Wochenende 
der JEF war ein voller Erfolg und so bleibt 
zu hoffen, dass das Engagement und die 
Ideen nun auch innerhalb der AGs fort-
gesetzt werden. 	 W

„Sehe nichts, höre nichts, sage nichts“ – so das Motto der Online- und Straßenaktionen, die rund um den 18. 
März von der JEF europaweit organisiert wurden. Das Motto steht auch für die Vielfalt der möglichen Aktionen 
an diesem Tag.					     Beide Bilder: JEF Deutschland

Demokratie steht unter Druck

Seit zehn Jahren organisieren die Jungen 
Europäischen Föderalisten jeweils am 18. 

März die europaweite „Free Belarus Action“, 
die 2014 in „Democracy Under Pressure Ac-
tion“ umbenannt wurde. Während auf der 
einen Seite über die vergangenen Diktatu-
ren in Europa aufgeklärt werden soll und 
darüber, dass in Weißrussland als einzigem 
europäischen Land noch immer die Todes-

strafe angewandt wird, soll auch darüber 
informiert werden, dass die Demokratie in 
Europa immer noch in Gefahr ist. Der rasan-
te europaweite Aufstieg des Populismus, die 
unzureichenden und oft erschreckenden Re-
aktionen der nationalen Regierungen auf die 
dramatische Flüchtlingskrise – vor allem an 
der mazedonisch-griechischen Grenze – und 
der Druck Russlands auf die Nachbarländer 

in Osteuropa gefährden die europäischen 
Kernwerte der Redefreiheit, des Friedens, der 
Rechtsstaatlichkeit und der Demokratie.

  Die Jungen Europäischen Föderalisten 
wollen den Einsatz der Europäischen Union 
zur Förderung von Frieden, Demokratie und 
Menschenrechten, den Grundwerten ihrer 
Gründung, einfordern. Dieser Einsatz muss 
vor alle anderen Interessen gestellt und prio-
risiert werden. Die JEF Europa begrüßt daher, 
dass die Europäische Kommission ein recht-
liches Prüfungsverfahren im Hinblick auf 
die jüngsten Gesetzesänderungen in Polen 
eingeleitet hat. Die JEF Europa fordert zu-
gleich die Europäische Kommission dazu auf, 
Maßnahmen gegen andere Mitgliedstaaten 
durchzuführen, die gegen die Grundsätze der 
Europäischen Union verstoßen.

  Leider sind Polen und auch Ungarn nicht 
die einzigen erschreckenden Beispiele von 
Demokratiebeschränkung inmitten eines 
Kontinents in der Krise. Wir sehen antide-
mokratisches Verhalten über den gesamten 
Kontinent verteilt und in allen Formen. Wir 
müssen vorsichtiger sein als je zuvor, wenn 
wir unsere Werte des Friedens, der Demo-
kratie und des gemeinsamen Zusammenle-
bens verteidigen und erhalten wollen.      W

Unter diesem Logo reagierten europaweit Verbände 
der JEF – auch die JEF Deutschland – auf die Bom-
benanschläge in Brüssel. In einer gemeinsamen län-
derübergreifenden Presseerklärung brachte die JEF 
ihr Entsetzen zum Ausdruck und betonte gleichzeitig, 
dass die freie Welt sich nicht von diesen Anschlägen 
einschüchtern lasse.
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Gemeinsam mehr erreichen
Planspiele zur europäischen Entwicklungszusammenarbeit als 
„Best Practice“-Beispiel im Bereich der Bildungs- und Jugendarbeit

Best practice

  Für jede Fraktion wurde durch uns ein 
„Rollenzettel“ verfasst. Dieser enthielt jeweils 
einige Stichpunkte zu den Prioritäten und 
zum Wertesystem der einzelnen Parteien. 
Der Rollenzettel diente der Orientierung der 
Teilnehmenden, denn die sollten während 
des Planspiels nicht ihre eigenen Positionen, 
sondern die ihrer jeweils zufällig zugeteil-
ten Fraktion vertreten. Als „EU-Abgeordnete“ 
waren sie zudem nicht nur die Vertreter einer 
politischen Fraktion, sondern auch eines eu-
ropäischen Mitgliedstaates. Für einige Län-
der verfassten wir ebenfalls Rollenzettel: In 
wenigen Stichpunkten wurde das Selbstver-
ständnis des jeweiligen Landes in der EU skiz-
ziert. Auch die traditionellen Schwerpunkte 
der jeweiligen nationalen Entwicklungszu-
sammenarbeit waren aufgeführt. 

  Wer während des Planspiels nicht die 
Rolle eines EU-Abgeordneten übernehmen 
wollte, konnte sich in der Pressegruppe en-
gagieren. Durch eine Rollenbeschreibung 
regten wir die Teilnehmenden zur kritischen, 
kreativen und vielfältigen Medienarbeit im 
Planspiel an. 

  Bereits für die erste Runde des Planspiels 
im März 2015 hatten wir ein afrikanisches 
Land namens „Darkonglia“ erfunden und die 
entsprechenden Arbeitsmaterialien erstellt. 
Die Idee eines fiktiven Landes förderte die 
Identifikation der Jugendlichen mit dem 
abstrakten Thema der Entwicklungszusam-
menarbeit. Darkonglia ist exemplarisch von 
einigen der größten Probleme des Konti-
nents betroffen. Basis für die Arbeitsmate-
rialien bildeten die – realen – Konflikte und 
Probleme in Äthiopien, im Kongo, Sudan, in 
Somalia und weiteren afrikanischen Staaten. 

  Die erarbeiteten Problemfelder hängen 
untereinander zusammen und verstärken 
sich gegenseitig. Keines der Probleme kann 
gelöst werden, ohne gleichzeitig mindestens 
eines der anderen Problemfelder anzugehen: 
So verursachte die anhaltende Dürre in dem 
fiktiven Land eine Hungersnot, welche die 
darüber hinaus vorhandenen wirtschaftli-
chen Probleme Darkonglias weiter verstärkt. 
Auch wird Darkonglia von der Ebola-Seuche 

Seit vielen Jahren ist die europäische Bil-
dungsarbeit ein Schwerpunkt des Lan-

desverbands Schleswig-Holstein. Sowohl 
die Schülerinnen und Schüler als auch die 
Lehrkräfte sollen auf diese Weise für die eu-
ropäische Idee und unseren Verband begeis-
tert werden. Beispielhaft soll ein Projekt, das 
in Kooperation mit der Europäischen Kom-
mission, dem Europaministerium des Lan-
des Schleswig-Holstein sowie den Jungen 
Europäischen Föderalisten (JEF) durchge-
führt wurde, ausführlicher darstellt werden, 
um zum Nachmachen zu animieren.

  Ausgangslage des Planspiels zur euro-
päischen Entwicklungszusammenarbeit 
sind die im Jahr 2001 von den Vereinten 
Nationen vereinbarten sogenannten Mill-
enniums-Entwicklungsziele. Diese sollten 
bis 2015 erreicht werden. Doch eine nüch-
terne Bestandsaufnahme zeigt, dass zwar 
in vielen Bereichen Verbesserungen erzielt 
werden konnten. Viele andere globale Her-
ausforderungen bestehen jedoch fort oder 
haben sich sogar weiter verschärft. Vor die-
sem Hintergrund hatten die europäischen 
Institutionen 2015 zum Europäischen Jahr 
der Entwicklungszusammenarbeit ausgeru-
fen. Denn ohne Berücksichtigung der euro-
päischen Ebene sind dabei keine Lösungen 
möglich. Die Europäische Union (EU) ist der 
weltweit größte Geldgeber in der Entwick-
lungszusammenarbeit. 

  Am 27. September 2015 schließlich einigte 
sich die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen auf den Nachfolger der Millenni-
ums-Ziele: Die „Sustainable Development 
Goals“, die aus 17 ambitionierten Zielen 
bestehen. Die Einigung kam für uns genau 
zum richtigen Zeitpunkt: Am Morgen des 
28. September begann im Haus Rothfos in 
Mözen, der Jugend- und Begegnungsstätte 
des Landesjugendrings Schleswig-Holstein 
in der Nähe von Bad Segeberg, die zweite 
Runde unseres Planspiel-Projektes „Wir sind 
Europa – Gemeinsam mehr erreichen“. Be-

reits im Frühjahr 2015 hatten wir am kultur-
historischen Bildungszentrum am Knivsberg 
gemeinsam mit drei Klassen aus Deutschland 
und Dänemark eine erfolgreiche Simulation 
der EU-Kommission durchgeführt. In den 
Rollen verschiedener EU-Kommissare sowie 
der Mitarbeiter der jeweiligen Generaldirek-
tionen hatten die Schülerinnen und Schüler 
während des dreitägigen Planspiels einen 
Resolutionsentwurf zur Entwicklungszusam-
menarbeit erstellt. 

  Ziel der Simulation im September war es 
nun, den im März erarbeiteten Resolutions-
entwurf mit Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern aus anderen Schulen zu diskutieren, zu 
verändern und gegebenenfalls zu verabschie-
den. Dazu schlüpften die Jugendlichen in die 
Rollen von EU-Parlamentariern. 

Die Jugendlichen bei der Diskussion und Erarbeitung einer Resolution	 Beide Bilder: EUD Schleswig-Holstein
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heimgesucht, welcher die ausgehungerte 
Bevölkerung zunehmend wehrlos ausgesetzt 
ist. Eine verfehlte Minderheitenpolitik hat das 
Land an den Rand eines Bürgerkriegs geführt. 
Die Gewinne aus dem Abbau der begehrten 
seltenen Erden fließen nicht in den Aufbau 
stabiler staatlicher Strukturen, sondern wer-
den von den Milizen zur Fortsetzung ihrer 
terroristischen Aktivitäten genutzt. 

  Das Planspiel begann mit dem so  ge-
nannten „Einrollen“. Ziel dieser Phase war es, 
die Schülerinnen und Schüler mit dem Ab-
lauf und der Methode des Planspiels sowie 
mit ihrer jeweiligen Rolle im Rahmen der Si-
mulation vertraut zu machen. Die Planspiel-
leitung übernahm die Rolle des Parlaments-
präsidenten. Neben den Prinzipien eines 

Planspiels wurden auch bestimmte Regeln 
erläutert, die in den kommenden Stunden 
und Tagen gelten würden.

  Anschließend stellte der Staatspräsident 
von Darkonglia, Mr. Taio Abera (gespielt 
von einem Mitglied des Projektteams), die 
kritische Situation seines Landes dar. Diese 
Rede ermöglichte uns, die Rahmenerzäh-
lung der Simulation einfließen zu lassen. 
Nach einer kurzen inhaltlichen Debat-
te wurden die Jugendlichen in vier Aus-
schüsse und eine Pressegruppe eingeteilt. 

  Am zweiten Planspieltag trat die Gruppe 
zunächst erneut im Plenum zusammen. In 
den Fraktionsgruppen wurden Vorsitzende 
gewählt, die für die weitere Arbeit noch von 
Bedeutung sein würden. Anschließend arbei-
teten die Schülerinnen und Schüler in ihren 
jeweiligen Kleingruppen. Dabei wurden sie 
durch das Planspiel-Team unterstützt: Jeweils 
ein Mitglied des Planspiel-Teams fungierte als 
„Geschäftsführer(in)“ eines Ausschusses. 

  Im Anschluss besuchten die frischgeba-
ckenen Journalisten alle vier Ausschüsse. 
Sie verschafften sich einen Überblick über 
das Arbeitsverhalten, führten Interviews 
mit einzelnen Abgeordneten und schrie-
ben fleißig an Artikeln. Alle Abgeordneten 
kamen erneut im Plenum zusammen: Dort 
hatte die Pressegruppe ihren ersten großen 
Auftritt mit der „Mözen Times“ im Format 
bekannter Nachrichtensendungen. Sie be-
richtete von der Arbeit in den Ausschüssen, 
prangerte aber auch Missstände wie man-
gelnde Ernsthaftigkeit bei der Debatte an. 

  Danach stellten die Ausschussvorsit-
zenden die jeweiligen Konfliktparteien 
und Ursachen ihres Problemfelds vor. Sie 
benannten aber auch Anknüpfungspunk-
te zu anderen Problemfeldern. Inhaltliche 
Überschneidungen zwischen den einzelnen 
Gruppen wurden dabei schnell deutlich. 

  Um die anschließende Antragsdebatte 
nicht ausufern zu lassen, durfte jeder Aus-
schuss maximal vier Änderungsanträge auf 
zuvor vorbereiteten Antragsformularen in 
das Plenum einbringen. Da in den meisten 
Ausschüssen mehr Antragsideen diskutiert 
wurden, mussten Prioritäten gesetzt wer-
den. Es kam zu ersten Abstimmungen in den 
Ausschüssen. 

  Die Pressegruppe begleitete die Arbeit der 
Ausschüsse weiterhin journalistisch. Parallel 
führten die Redakteure des Nachrichtenma-
gazins „Mözen Times“ ein Exklusiv-Interview 
mit Darkonglias Staatspräsident Taio Abera. 
Der professionelle Schnitt und die Bear-
beitung des Videos nahmen einige Zeit in 
Anspruch, waren aber für die engagierten 
Teilnehmenden kein Problem. Anschließend 
wurde das Video im Plenum präsentiert und 
stieß auf reges Interesse bei den Abgeord-
neten. Dann kamen die Fraktionsvorsitzen-
den zu Wort. Sie machten ihre Positionen 
zum Resolutionsentwurf deutlich und wie-
sen auf die jeweiligen Prioritäten und ro-
ten Linien hin. Nun begann die eigentliche 
Antragsdebatte. Die Vorsitzenden der Aus-
schüsse brachten ihre Änderungsanträge 
ein. Diese wurden – als Änderungsvorschlä-
ge kenntlich gemacht – in den vorliegenden 
Resolutionstext übernommen. 

  Als alle Änderungs- und Ergänzungsan-
träge aus den Ausschüssen eingebracht wa-

ren, wurde der Resolutionsentwurf Absatz 
für Absatz diskutiert. Änderungsanträge zu 
Änderungsanträgen machten erneute Frak-
tionsbesprechungen nötig. Teilweise drohte 
die Debatte aufgrund vieler technischer De-
tails und der vielen Wortmeldungen unüber-
sichtlich zu werden. Doch dem Parlaments-
präsidenten gelang es mit ruhiger und kom-
petenter Art, die Debatten zielgerichtet und 
formal korrekt zu leiten. Dennoch konnte die 
Antragsdebatte an diesem Tag – anders als 
geplant – nicht beendet werden. Die Fortset-
zung der Debatte wurde für den kommenden 
Morgen angesetzt. Der zweite Planspieltag 
war damit für die Teilnehmenden noch lan-
ge nicht beendet: Inhaltliche Debatten wur-
den auch beim Abendessen noch geführt, 
Argumente ausgetauscht und Mehrheiten 
organisiert. Insbesondere die Pressegruppe 
arbeitete bis spät in die Nacht an der Son-
derausgabe ihrer „Mözen Times“.
 
  Der letzte Planspieltag begann mit der 
Fortsetzung der Antragsdebatte. Schließ-
lich wurde der Resolutionsentwurf aber mit 
breiter Mehrheit verabschiedet. Dann wur-
de die frischgedruckte Sonderausgabe der 
„Mözen Times“ verteilt. Damit war das Plan-
spiel beendet: Die Teilnehmenden wurden 
aus ihren jeweiligen Rollen „entlassen“ und 
nahmen nun wieder als Schülerinnen und 
Schüler am weiteren Programm teil. 

  In der Zwischenzeit waren die eingeladenen 
Gäste Lars Schalnat, Dennys Bornhoeft, Mar-
tin Weber und Heiko Vosgerau eingetroffen. 
In der anschließenden „Fishbowl-Diskussion“ 
mit den Schülerinnen und Schülern lobten die 
Gäste die entstandene Resolution.

  Zum Abschluss der Veranstaltung führte 
das Planspiel-Team mit den Jugendlichen eine 
kurze „Feedback-Runde“ durch. Die Teilneh-
menden gaben an, viel gelernt und neue Ein-
blicke gewonnen zu haben. Und zu guter Letzt: 
Auch der Spaß ist nicht zu kurz gekommen!

Enrico Kreft

Der Autor ist Mitglied des Präsidiums der 
Europa-Union Deutschland und stellv. Lan-
desvorsitzender sowie Landesbildungsbe-
auftragter in Schleswig-Holstein.

  (Informationen zum Planspiel sind erhält-
lich über: enrico.kreft@europa-union.de)

Enrico Kreft beim engagierten Planspieleinsatz
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Schleswig-Holstein

Europa-Professionell mit neuem Vorstand

Die Hauptstadtgruppe der Europa-Union 
Deutschland, Europa-Professionell, hat 

sich neu aufgestellt. Bei der Mitgliederver-
sammlung am 17. März wählten die Mit-
glieder der Gruppe Sebastian Gröning-von 
Thüna und Dr. Gabriela Schneider zu ihren 
Sprechern. Gröning-von Thüna leitet den 
Fachbereich EU-Angelegenheiten der Lan-
desvertretung Nordrhein-Westfalen beim 
Bund. Gabriela Schneider ist Europarefe-
rentin beim Kommissariat der Deutschen 
Bischöfe. Weitere Vorstandsmitglieder sind 
Olaf Böhnke, Dr. Odile Bour, Dr. Katharina 
Erdmenger, Christine Krüger, Olaf Reus und 
Thomas Syberg. 

  Der neue Vorstand möchte künftig stär-
ker auf die fachliche Expertise der rund 
270 Mitglieder von Europa-Professionell 
zurückgreifen und in diesem Zusammen-
hang auch die Zusammenarbeit mit der 

Parlamentariergruppe der Europa-Union 
im Bundestag ausbauen. „Wir werden uns 
in diesem Jahr mit unserer kritischen, un-
abhängigen Expertise in die Diskussion um 
Europas Zukunft einbringen und uns für 
zukunftsgewandte Lösungen einsetzen“, 
erklärte Gröning-von Thüna anlässlich der 
Vorstandswahlen. „In einer immer komple-
xer werdenden Welt sind nationale Lösun-
gen der falsche Weg, es braucht mehr Eu-
ropa und mehr Europa-Praktiker, die sich in 
die Debatte einbringen“, ergänzte Gabriela 
Schneider. Europa-Professionell will aktiv 
Stellung beziehen über Diskussionen, Hin-
tergrundgespräche und nicht zuletzt mit 
der jährlichen Verleihung der Europapreise. 
Außerdem soll durch neue Veranstaltungs-
formate der Netzwerkcharakter der Gruppe 
gestärkt werden. 

  Mitglieder der Europa-Union, die sich 

beruflich mit europäischen Themen befas-
sen, sind herzlich eingeladen, sich Europa-
Professionell anzuschließen. Bei Interesse 
schreiben Sie bitte an sprecher-europa-
professionell@europa-union.de.	 W

Das neue Europa-Professionell Sprecherteam: Dr. Ga-
briela Schneider und Sebastian Gröning-von Thüna 	
			   Bild: EUD 

Wie retten wir Europa?
  Seit mehreren Jahren ist es guter Usus 
der Europa-Union Schleswig-Holstein, im 
Rahmen der Berichterstattung in unserer 
Verbandszeitung auch einzelne Akteure 
aus unserem Verband zu Wort kommen zu 
lassen. Mit folgendem Beitrag zur aktuellen 
Situation in der Europapolitik gibt der Flens-
burger Kreisvorsitzende Roland Hartmann 
seine Denkanstöße.

  Wie retten wir Europa? Momentan reist 
die deutsche Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel sehr häufig und intensiv in Sachen Eu-
ropa und versucht, die europäische Idee 
zu retten. Die Lage ist nicht leicht: Groß-
britannien droht mit dem „Brexit“, einem 
Austritt aus der Europäischen Union, ohne 
diesen wirklich zu wollen. Angesichts der 
Flüchtlingskrise haben die mittel- und ost-
europäischen Staaten sowie Österreich ihre 
Grenzen faktisch „dicht“ gemacht. Nun hat 
die EU - auch unter Einbeziehung der „ost-

europäischen Zweifler“ in der EU - ein Ab-
kommen mit der Türkei beschlossen über 
die Aufnahme von Flüchtlingen, die über die 
Ägäis fliehen, und über die dann entspre-
chende legale Einreise von syrischen Flücht-
lingen in die EU. Als Gegenleistung erwartet 
die Türkei Visaerleichterungen und natürlich 
auch irgendwann die Aufnahme in die euro-
päische Staatengemeinschaft.

  Doch die aktuelle Politik der Türkei ge-
genüber den Kurden, deren Ableger den IS 
in Syrien mit deutscher Waffenunterstüt-
zung bekämpft, und die wahrscheinlich da-
raus resultierenden jüngsten Anschläge in 
Ankara und Istanbul machen die Situation 
sehr schwierig. Kein leichter Job also für die 
in Verantwortung stehenden Politiker; wer 
möchte jetzt schon in deren Haut stecken?

  Die Werbung für die europäische Idee darf 
allerdings nicht nur auf der sogenannten „ho-
hen“ politischen Ebene stattfinden. Gerade wir 
engagierten Europäerinnen und Europäer in 
den Landes-, Orts- und Kreisverbänden müs-
sen jetzt erst recht Stimmung für die euro-
päische Integration machen. Wir müssen den 

Skeptikern, die die europäische Idee schon als 
gescheitert ansehen, nicht einfach nur entge-
gentreten, sondern wir müssen diese überzeu-
gen. Den ewig Gestrigen dürfen wir nicht das 
Wort und damit die Tat überlassen.

  Nicht nur auf die richtigen Themen, son-
dern auch auf die richtigen Personen, die 
diese vertreten, kommt es an, und das sind 
wir alle!

  Ich glaube, wir sind durch die lokalen 
Veranstaltungen vor Ort in Schleswig-Hol-
stein schon auf dem richtigen Weg, wenn 
man sich die zahlreichen Veranstaltungen 
in den Orts- und Kreisverbänden auf der 
Homepage unseres Landesverbandes (www.
europa-union-sh.de) ansieht. Machen wir 
weiter so! Reden wir mit den Menschen. 
Geben wir ihnen den Raum, ihre Meinung 
zu sagen. Treffen wir uns in angenehmer 
Runde. Reisen und unternehmen wir etwas 
gemeinsam. Dann wird aus dem „Wir schaf-
fen das“, ein „Wir machen was“.

Roland Hartmann
Verantwortlich: Martina Carstens
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Mayen-Koblenz

Krisenjahr 2016?
  Der stellvertretende Vorsitzende der CDU-
Fraktion im Bundestag, Dr. Michael Fuchs, 
hielt auf Einladung des Kreisverbandes ein 
Referat zum Thema „Zentrale Aufgaben der 
deutschen und europäischen Politik 2016“. 
Seinen Zuhörern bot Fuchs einen Rundblick 
über das von Krisen geradezu geschüttelte 
Europa. Deutschland verdanke seine derzei-
tige gute wirtschaftliche Lage der von der 
Schröderregierung durchgesetzten Agenda 
2010. Für das gute Wachstum der deutschen 
Wirtschaft machte er neben dem außeror-
dentlich niedrigen Zinsniveau, dem billigen 
EURO und dem niedrigen Ölpreis auch den 
nicht erlahmenden Binnenkonsum und die 
ausgeglichene Haushaltssituation verant-
wortlich. Deutschland sei der größte Profi-
teur des EURO. Selbst dem „Flüchtlingsstrom“ 
konnte Dr. Fuchs unter ökonomischen As-
pekten eine positive Seite abgewinnen: Die 
ca. 15 Milliarden, die zur Bewältigung der 
riesigen Aufgaben mobilisiert werden, ge-
hen im Wesentlichen in den Konsum, blei-
ben also im Land. Der Wermutstropfen aus 
Sicht des Wirtschaftsfachmanns: Das Geld 
fließt nicht in Investitionen. Angesichts der 
zunehmenden Schmähkritik an der Kanz-
lerin forderte Fuchs schlichtweg Anstand 
ihr gegenüber ein. Was hätte die Kanzlerin 
angesichts der drohenden humanitären Ka-
tastrophe anderes tun sollen, als den Zutritt 
ins Land nicht zu verwehren?

  Ganz pragmatisch zeigte der Referent die 
Folgen auf, die es hätte, wenn der Schen-

gen-Raum aufgegeben würde: Ob man sich 
der Grenzkontrollen, der Staus wohl noch 
erinnere? Bare Träumerei sei es, die Grenzen 
dicht machen zu wollen bzw. zu glauben, 
dies zu können. 

  Beim Blick auf die außenpolitischen Kri-
senherde in der Ukraine, in Griechenland 
und Syrien klang der Redner bei Weitem 
nicht mehr so zuversichtlich. Größere Sor-
gen, so Fuchs, mache ihm freilich die Gefahr 
eines „Brexit“, also eines Ausscheidens der 
Briten aus der Europäischen Gemeinschaft. 
Großbritannien sei mit seiner marktwirt-
schaftlichen Orientierung eine wichtige 
Stütze für den ordnungspolitischen Kurs der 
deutschen Politik. 

Alzey-Worms

Vorstand bestätigt
  Die jüngste Mitgliederversammlung be-
stätigte und erweiterte den Vorstand. Erneut 
wurde Landrat Ernst Walter Görisch zum Vor-
sitzenden gewählt. Geschäftsführer bleibt der 
Landtagsabgeordnete Heiko Sippel. 

  Die Landesgeschäftsführerin Anna 
Schneider gab einen Einblick in die aktuellen 
Themen und Debatten, die auf Landesebene 
zur Lage und über die Zukunft der Europä-
ischen Union geführt werden. Im Vorder-
grund stünde natürlich auch hier die Flücht-
lingssituation mit all ihren Konsequenzen für 
den alten Kontinent. „Diese Krise ist kein Ver-
sagen der EU, sondern ein Versagen der Mit-
gliedstaaten, die sich unwillig zur Zusam-
menarbeit zeigten“, betonte Schneider. Von 
großer Bedeutung sei deshalb für die Arbeit 
der Europa-Union eine verstärkte „Bewusst-
seinsbildung“ bei jungen Menschen, um die-
se für die einzigartigen Stärken und Chancen 
der Europäischen Union gerade jetzt auch in 
der Krise zu sensibilisieren. Diesen Aussagen 
schlossen sich der Kreisvorsitzende, Landrat 
Ernst Walter Görisch, sowie Geschäftsfüh-
rer Heiko Sippel, uneingeschränkt an. Sippel 
stelle bei seinen Gesprächen mit Schülern 
immer wieder fest, dass ein sehr großes 
Interesse an Europa bestehe, aber dass zu-
gleich eine sehr große Skepsis gegenüber 
den europäischen Institutionen herrsche. 
Sippel freute sich deshalb, dass mit Kevin 
Zakostelny ein junges Mitglied als Beisitzer 
gewonnen werden konnte. 

Rheinland-Pfalz

Europa aktiv

Europa aktiv

Europa aktiv

Europa  aktiv
Europa  aktiv
Europa    aktiv lesen!
Europa     aktiv
Europa      aktiv
Europa        aktiv
Europa          aktiv
Europa              aktivDr. Michael Fuchs MdB (l.) bei seinem Vortrag	

Bild: EUD Mayen-Koblenz

Der neu gewählte Vorstand: (v. l. n. r.) Kevin Za-
kostelny, Heiko Sippel, Ernst Walter Görisch, Andrée 
Schmitt-Tudesque, Joachim Mayer, Robert Schmitt. 
Nicht im Bild: Franz Horch und Werner Steinmann 

Bild: Anna Schneider

  Das Jahresprogramm des Kreisverbandes 
sieht u.  a. den Europäischen Wettbewerb, 
eine Fahrt zur EZB nach Frankfurt und zum 
Europäischen Weltraum-Kontrollzentrum 
(ESOC) nach Darmstadt sowie einen Info-
stand beim RLP-Tag vor. 

Hinweis:

Die Landesgeschäftsstelle ist umgezo-
gen. Die neue Adresse des Landesver-
bandes lautet: 
55218 Ingelheim, Bahnhofstraße 48. 

Verantwortlich: Anna Schneider
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Sachsen Staaten oder in Bezug auf einen möglichen 
Beitritt Schottlands zur Gemeinschaft und 
der damit einhergehenden Problematik mit 
anderen EU-Staaten, bezweifelt Schmuck, 
ob sich tatsächlich ein positives Zeichen für 
die europäische Einigung ergeben würde.
2) GB bleibt in der EU, aber man betreibt 
„business as usual“ ohne positive Effekte: 
Dies wird als das wahrscheinlichste Szena-
rio angesehen.
3) GB verbleibt in der Union, während ein Eu-
ropa der zwei Geschwindigkeiten fokussiert 
wird – unter der Prämisse, dass sich die Eu-
rozone verstärkt zusammenschließt: Jean-
Claude Juncker hatte in seiner Antrittsrede 
als EU-Kommissionspräsident bereits an-
geführt, dass die Eurostaaten ein eigenes 
Budget bekommen sollen. Den Vorteil sieht 
Schmuck insbesondere darin, dass auch der 
Anreiz der Nicht-Eurostaaten, den Euro zu 
übernehmen, deutlich größer würde, da ein 
Eurohaushalt nur noch den Eurozonenstaa-
ten zur Verfügung stünde.

  Welches dieser möglichen Szenarien 
letztendlich eintreten wird und welche 
Folgen daraus resultieren werden, wird die 
Zukunft zeigen. Das Ziel des Vortrags, sich 
kritisch und detailliert mit dieser komple-
xen, aktuellen Thematik auseinanderzu-
setzen, wurde an diesem Abend von den 
Versammlungsteilnehmern mit großem 
Interesse begleitet.

Verantwortlich: Robert Große/
Bianca Wagner

Bewegungen in 
Sachsen
  Es war ein Abend, an dem ein europäi-
sches Knistern in der Luft lag. Als sich die 
Mitglieder der Europa-Union Sachsen zu 
ihrer Jahresmitgliederversammlung nicht 
weit von jenen Plätzen trafen, die in jüngs-
ter Zeit durch einen antieuropäischen Cha-
rakter negative Schlagzeilen machen, sollte 
ein klares, proeuropäisches Zeichen gesetzt 
werden. Ein besonderer Gast war die aus 
Berlin angereiste Sandra Schumacher von 
der EUD-Bundesgeschäftsstelle, was die 
besondere Unterstützung des Bundesver-
bandes zum Ausdruck brachte. Dank galt 
den ausscheidenden Vorstandsmitgliedern, 
dabei vor allem Michael Bechter, der auch in 
seiner Funktion als JEF-Landesvorsitzender 
der EUD Sachsen im Rahmen ihrer Grün-
dung stets mit Rat und Tat zur Seite stand.  
Die Versammlung wählte einstimmig Katrin 
Fischer als neue Schatzmeisterin und Robert 
Große als Leiter der Öffentlichkeitsarbeit in 
den Landesvorstand.

  Im Anschluss an die Vereinsregularien 
fand die erste öffentliche Veranstaltung 
des jungen Landesverbandes statt: ein Eu-
ropaforum zum EU-Referendum in Groß-
britannien. Der Vortrag mit anschließender 
Diskussion bildete den Auftakt einer neuen 
Reihe. „Mit unseren Europaforen wollen 
wir die großen europapolitischen Debatten 
nach Sachsen holen“, betonte Landesvorsit-

zende Katharina Wolf. „Durch die aktuellen 
Krisen blickt die Europäische Union stürmi-
schen Zeiten entgegen. Umso wichtiger ist 
es, dass sich die Bürgerinnen und Bürger 
einmischen und sich an den richtungswei-
senden Debatten beteiligen.“

  Landtagsvizepräsidentin Andrea Dombois, 
Vorsitzende der Europäischen Bewegung 
Sachsen, sprach ein Grußwort, dem sich 
öffentlich der Beitritt der EUD Sachsen zur 
Europäischen Bewegung Sachsen anschloss. 

  Dr. Otto Schmuck, EUD-Präsidiumsmit-
glied, sprach anschließend zum Thema „EU-
Referendum in Großbritannien: Gefahr oder 
Chance für einen Kurswechsel in Europa?“. 
Dem Vortrag folgten zahlreiche Fragen der 
anwesenden Diskutanten, darunter Prof. 
Dr. Ulrich Fastenrath (TU Dresden), Karin 
Meyer-Götz (Verband deutscher Unterneh-
merinnen) sowie die Wirtschaftsjunioren 
Karoline Bünker und Daniel Senf.

  Der frühere Abtei-
lungsleiter Europa in 
der Landesvertretung 
Rheinland-Pfalz beim 
Bund hatte versucht, 
eine klare Stellung-
nahme des Verbandes 
zum Referendum in 
Großbritannien zu 
koordinieren. Dies 
sei, so Schmuck, je-
doch innerhalb der 
Europa-Union höchst 
umstritten. Die einen 
meinen, man müsse 
die Briten gehen las-
sen, und sehen darin 
sogar Vorteile. Andere 
vertreten die Ansicht‚ 
die Briten müssten 
auf jeden Fall in der EU verbleiben, vor 
allem aus außenpolitischen Gründen. 
Schmuck als ausgewiesener Europaexperte 
umriss in seinen Ausführungen vor allem 
drei Szenarien:

1) Großbritannien (GB) tritt aus: 
Positiv an diesem Szenario wäre, dass je-
mand, der sehr kritisch ist, die EU verlässt 
und sich daraus für diese die Chance ergebe, 
weiter zusammenzuwachsen. Doch gerade 
in Anbetracht der Positionen der Visegrád-

Engagierte Diskussion im Rahmen der Mitglieder-
versammlung

(v. l. n. r.) Dr. Otto Schmuck, Andrea Dombois und Katharina Wolf
Beide Bilder: Wolfgang Rausch
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TTIP: Wir müssen reden!
E u r o p a - U n i o n  s t a r -

Europa-Wahl 2014
,

zu Europa, der hier geleistet wird!“

  37 von 311 eingereichten Werken schaff-
ten den Weg in die Ausstellung im Lever-
kusener Forum, die dort noch bis zum 20. 
März zu sehen war. Fünf Preise waren ins-
gesamt zu vergeben, allesamt hochverdient. 
„Wir brauchen die Kunst, wir brauchen die 
Künstler, wir brauchen die Querdenker, die 
so einiges von dem, was wir auf europäi-
scher Ebene wollen, wieder zurechtrücken.“ 
Mit dieser Anerkennung initiierte Wolfram 
Kuschke die Preisverleihung und zitierte 
Jacques Delors „Das politische Europa kann 
ohne das Europa der Kultur nicht existieren“ 
wie auch Jean Monnet „Wenn ich nochmals 
mit dem Aufbau Europas beginnen könnte, 
dann würde ich mit der Kultur beginnen“. 

Verantwortlich: Kirsten Eink

Aus den  
Landesverbänden

Werner Jostmeier MdL 
zum Honorarkonsul 
ernannt
Diplomatische Vertretung für 
Bulgarien jetzt im Münsterland

  Der langjährige Landtagsabgeordnete, Vor-
sitzende des Kreisverbandes Münster und 
Mitglied im Landesvorstand der Europa-Union 
NRW, Werner Jostmeier, wurde offiziell zum 
Honorarkonsul der Republik Bulgarien und 
zum Leiter der Vertretung für den Konsular-
bezirk Nordrhein-Westfalen ernannt. Von der 
konsularischen Vertretung im Haus der Hand-
werkskammer Münster und einem konsulari-
schen Büro in Dülmen aus wird der überzeugte 
Europäer zukünftig an der Pflege und Verbes-
serung der Beziehungen von Politik, Verwal-
tung, Wirtschaft, Kultur und dem Sozialbereich 
zwischen NRW und dem EU-Mitgliedstaat 
Bulgarien mitwirken. Als größter Handelspart-
ner Bulgariens ist das Interesse Deutschlands 
an der Vernetzung groß, aber auch die mit 
7.200 Studenten größte ausländische Gruppe 
an deutschen Hochschulen würde von einem 
guten Miteinander profitieren. Die Europa-
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Nordrhein-Westfalen Union NRW gratuliert ganz 
herzlich zu diesem Ehren-
amt und freut sich auch be-
sonders im Hinblick auf die 
EU-Ratspräsidentschaft der 
Republik Bulgarien im Jahr 
2018 auf die weitere gute 
Zusammenarbeit.

Künstler 
entdecken 
Europa
Internationale Werke
in Leverkusen aus-
gezeichnet

  Über 300 Künstler aus 
Europa und der Welt ha-
ben sich um den Grand Prix 
Künstlerpreis der Europa-
Union Leverkusen bewor-
ben. Eine hochkarätige Jury 
wählte in zwei Wahlgängen 
die Preisträger des Wettbe-
werbs. Mit dem 6. Europäi-
schen Künstlerwettbewerb 
gelang der Freien Künstlerin 
und Wettbewerbs-Mana-
gerin Ellen Loh-Bachmann 
(Eloba) mit herausragendem 
Engagement eine Ausstel-
lung, die künstlerisch anspruchsvolle und 
abwechslungsreiche Arbeiten mit hochaktu-
ellem Bezug zum Thema Europa präsentiert. 
Während zuvor noch europäische Symbolik 
und der Wunsch nach Harmonie und Freund-
schaft stärkeren Raum beanspruchten, bahnte 
sich bei dieser Ausstellung die aus der Flücht-
lingsproblematik entstandene aktuelle Krisen-
situation in Europa ihren Weg in die Werke.

  Den Festrednern, unter ihnen der Europa-
abgeordnete Herbert Reul, Oberbürgermeister 
Uwe Richrath, der Landesvorsitzende der Eu-
ropa-Union NRW, Staatsminister a. D. Wolf-
ram Kuschke, sowie der Leverkusener Vorsit-
zende Dr. Hans Georg Meyer, war die Sorge 
um die Zukunft Europas deutlich anzumerken. 
Herbert Reul verwies darauf, dass wir in der 
Gefahr sind, Grundsätze zu vergessen, und 
lobte die Künstlerschaft: „Das ist ein Beitrag 

Honorarkonsul Werner Jostmeier
Bild: Büro Jostmeier

Hat den ersten Preis verdient: „Europa“ von Michi Schneider aus Graz/
Berlin (Acryl auf Leinwand | 175 x 115 cm). Wer ist hier Europa? Das 

„ganz normale“ Mädchen auf dem überraschend bäuerlichen (Zeus-)Stier 
oder die sich sonnende, wohlhabende ältere Dame der Gesellschaft? Im 
Wasser vor dem Stier liegt der kleine Flüchtlingsjunge Aylan. Tot. Schnell 
vergessen? Die Nachrichten überrollen sich. Im Hintergrund des Bildes 
erinnert daran das verlassene Boot, auf dem die Geier, die Schleuser(?), 
warten. Europa steht vor dem Scheideweg, entweder dem Kommenden 
entgegenzutreten oder die Gestrandeten und Geier weiter zu ignorieren, 
um sich im Schein zu sonnen.          		  Bild: Michi Schneider



Grüße der partnerschaftlich verbundenen 
Europa-Union. Der Europabaum e. V. ist ver-
antwortlich für die Städtepartnerschaften 
der Stadt Donzdorf und hat sich im zurück-
liegenden Jahrzehnt zu einem festen Be-
standteil der europapolitischen Landschaft 
im Landkreis Göppingen entwickelt.

Main-Tauber/Hohenlohe

Entwicklungs- 
zusammenarbeit
  Beim „Welt- und Europacafé“ des Kreis-
verbands und des Weltladens Tauberbi-
schofsheim stand das Thema „Entwick-
lungspolitik“ im Fokus. Kernpunkte waren 
die Präsentation einer preisgekrönten 
Wettbewerbsarbeit zur Entwicklungszusam-
menarbeit „Home away from home“ durch 
vier Schülerinnen des Martin-Schleyer-
Gymnasiums Lauda sowie ein Fachvortrag 
„Entwicklungspolitik in Europa, Deutschland 
und Baden-Württemberg“ des EUD-Kreis-
vorsitzenden Dr. Ulrich Derpa. 

Karlsruhe

Nachwahlen
  Im Rahmen der jüngsten Mitglieder-
versammlung fanden Nachwahlen zum 
Kreisvorstand statt. Neuer stellvertretender 
Vorsitzender wurde Sebastian Kärner aus 
den Reihen der JEF. Vorsitzender Heinz Go-
lombeck bot einen Rückblick auf ein erfolg-
reiches Jahr mit vielen Aktivitäten und wies 
auf zahlreiche, bereits feste künftige Termine 
und geplante Aktionen hin. Für den Landes-
verband sprach der stellvertretende Vorsit-
zende Florian Ziegenbalg ein Grußwort. Mi-
chael Zacherle, stellvertretender Vorsitzender 
des Ortsverbandes Albgau, überbrachte die 
Grüße des Vorstandes. Michael Börner, stell-
vertretender JEF-Kreisvorsitzender, bedankte 
sich für die gute Kooperation und betonte 
gleichzeitig, wie wichtig eine enge Zusam-
menarbeit von Europa-Union und JEF sei. 

Heilbronn

Schengen
  Zwei Tage lang warben Mitglieder des 
Kreisverbandes auf der Reisemesse der Fir-

ma Gross in der Heilbronner Harmonie für 
offene Grenzen und freies Reiserecht. Un-
ermüdlich standen sie den interessierten 
Besuchern Rede und Antwort und infor-
mierten nicht nur über die europäischen 
Grundrechte, zu denen auch die Freizügig-
keit gehört, sondern warben darüber hinaus 
auch dafür, die europäischen Nachbarländer 
verstärkt aufzusuchen und den Schulter-
schluss mit unseren Nachbarn zu suchen.

Freiburg

Böttcher 
wiedergewählt
  Der Kreisverband wählte einen neuen 
Vorstand. Als Vorsitzende wurde Eva Bött-
cher in ihrem Amt bestätigt. Stellvertreten-
de Vorsitzende sind Dr. Volker Pilz und An-
nika Lorenz (JEF). Als Schatzmeister wurde 
Reiner Wichels wiedergewählt. Beisitzer im 
Vorstand sind jetzt Carolin Dunkelberg, Kle-
mens Huber, Florian Schmid (Gesellschaft 
zur Förderung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit) und Susan Dideban (JEF). 
Kooptiertes Vorstandsmitglied als JEF-Vor-
sitzende ist Laura Schmidt.

Junge Europäer/JEF

Neue Kreisverbände
 
  Am 10. Januar wurde in Anwesenheit des 
Landesvorsitzenden Markus Schildknecht der 
JEF-Kreisverband Rottweil gegründet. Zum 
Vorsitzenden wurde Florian Jentsch gewählt. 
Mit dem Kreisverband Heidenheim konnte 
am 25. Januar bereits der zweite neue Kreis-
verband im Jahr 2016 gegründet werden. 
JEF-Kreisvorsitzende dort ist Lara Gogg.

  Gemeinsam mit der Europa-Union, dem 
Europa-Zentrum Baden-Württemberg, der 
Landeszentrale für politische Bildung und 
dem Internationalen Forum Bad Liebenzell 
veranstaltete der JEF-Landesverband zwei 
Workshops, bei dem es um die Gründung 
und Pflege von einem gemeinsamen Perso-
nenpool von jungen Leuten ging, die in der 
europapolitischen Bildung ihr Wissen im 
Sinne des „Peer-to-Peer“-Ansatzes nutzen 
und weitergeben wollen.

Verantwortlich: Florian Ziegenbalg
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Flüchtlingskrise  
nur europäisch lösbar
  Der gemeinsame Neujahrsempfang von 
Europa-Union, Jungen Europäern (JEF) und 
Europäischer Bewegung in Baden-Würt-
temberg fand erneut eine große Resonanz. 
Der Einladung in die „Gute Stube“ des Lan-
des, das Neue Schloss in Stuttgart, waren 
wieder zahlreiche Würdenträger und Vertre-
ter aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung 
sowie viele Aktive aus der Europa-Union 
und der Jungen Europäer gefolgt. 

  Europaminister Peter Friedrich ging in 
seiner Festrede auf die aktuellen Herausfor-
derungen bei der Bewältigung der Flücht-
lingskrise ein. Diese könne nur durch ein 
gemeinsames europäisches Vorgehen gelöst 
werden, betonte der Minister. Hierzu müsse 
auch wieder ein gegenseitiges Vertrauen der 
Mitgliedstaaten aufgebaut werden. Keines-
falls dürfe die Flüchtlingskrise dazu führen, 
dass die Errungenschaften der europäischen 
Einigung, wie beispielsweise der freie Per-
sonen- und Warenverkehr, rückgängig ge-
macht würden. Es gelte, nun gemeinsam für 
die europäischen Werte einzutreten. Gerade 
Baden-Württemberg profitiere enorm davon, 
dass freier Handel und freies Reisen in Euro-
pa möglich seien. Zuvor hatte die Landesvor-
sitzende der Europa-Union, Evelyne Gebhardt 
MdEP, daran erinnert, dass Europa auch eine 
Wertegemeinschaft und gerade der Gedanke 
der Solidarität immer schon zentral gewesen 
sei. In diesem Sinne könne es kein Zurück zu 
rein nationalstaatlichem Denken und Han-
deln geben. Die Europa-Union werde auch 
weiterhin für ein gemeinsames Europa strei-
ten. JEF-Landesvorsitzender Markus Schild-
knecht rief dazu auf, allen aktiv entgegen-
zutreten, die gegen die europäischen Werte 
agierten. Es gelte für die Pro-Europäer, Flag-
ge für eine gemeinsame Zukunft zu zeigen. 

Göppingen

Europabaum
  Der Kreisverband gratulierte dem Verein 
„Europabaum Donzdorf“ zu dessen zehntem 
Gründungsjubiläum und überbrachte die 

Baden-Württemberg
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weiter aktiv bleiben. So sollen unter an-
derem regelmäßig Seminare zu aktuellen 
europapolitischen Themen stattfinden. Der 
Austausch auf Landesebene zu Seminaren 
und Fahrten der Kreisverbände wird inten-
siviert. Außerdem sollen Schulen, die bisher 
noch keine Europaschulen sind, Mittel dafür 
erhalten, Europaschule zu werden. Diese 
Mittel sind erfolgsabhängig, d. h., gelingt 
es einer Schule innerhalb von zwei Jahren 
nach Bewilligung der ersten Fördergelder 
nicht, sämtliche Voraussetzungen zu erfül-
len, um Europaschule zu werden, sind diese 
Mittel wieder zurückzuzahlen.

Hameln 

Europa ist die Lösung
  Auf der Jahreshauptversammlung ha-
ben die Mitglieder des Kreisverbands Ha-
meln einen neuen Vorstand gewählt. Fünf 
langjährige Vorstandsmitglieder, darunter 
der Ehrenvorsitzende Klaus Stenzel sowie 
die langjährige stellvertretende Vorsitzen-
de Christa Bruns, kandidierten nicht mehr 
für dieses Gremium. Neu hinzu kamen der 
frühere JE-Landesvorsitzende Rüdiger Zem-
lin, Schatzmeister Dr. Rolf Steinbach sowie 
der erst 26-jährige Sascha Schröder. In ih-
rem Amt bestätigt wurden die Landesvor-
standsmitglieder aus Hameln, Vorsitzender 
Reinhard Burdinski und Stellvertreter Cord 
Wilhelm Kiel sowie Schriftführerin Elvira 
Sommermeier und Beisitzer Marc Fisser. 

  Die Mitglieder er-
lebten einen span-
nenden Vortrag zum 
Thema „Europa zwi-
schen Auflösung und 
Krisenbewältigung – 
schaffen wir das?“ 
vom Hamelner Bun-
destagsabgeordneten 
Michael Vietz. Zudem 
wurde die Resoluti-
on „Europa ist die Lö-
sung“ beschlossen. Die 
Europa-Union Hameln 
appelliert: „Es ist Zeit 
für eine neue große 
Europainitiative. Jeder 
verantwortungsvoll 
denkende Bürger in 
Deutschland ist auf-

Niedersachsen gefordert, sich für die friedliche Zukunft der 
Welt zu engagieren und Mitglied der Euro-
pa-Union zu werden!“

Oldenburg

Zukunft der EU
  Demokratisierungsprozesse sowie euro-
päische Einigungsprozesse haben die gesell-
schaftlichen und politischen Entwicklungen 
in den Staaten Europas über Jahrzehnte 
bestimmt. Ohne demokratische Grundwerte 
und Strukturen gäbe es keine europäische 
Gemeinschaft. Aus solchen Überlegungen 
heraus haben die Europäischen Föderalisten 
Oldenburg zwei Veranstaltungsreihen initi-
iert, in denen diese Themenkomplexe weiter 
diskutiert werden. In der Veranstaltungsrei-
he zur Zukunft der EU sind die Europaab-
geordneten Dr. Joachim Schuster und David 
McAllister zu Wort gekommen. In der Ver-
anstaltungsreihe „Deutschland in Europa“ 
werden in diesem Frühjahr alle Bundestags-
abgeordneten aus dem Wahlkreis Olden-
burg/Ammerland ihre Arbeitsschwerpunkte 
in Fraktionen und Ausschüssen und deren 
internationale und europapolitische Rele-
vanz zur Diskussion stellen. 

Diepholz

Europa der Bürger
  Denken wir heute an Europa, sind die 
erheblichen Fortschritte in der europäi-
schen Integration und das Flüchtlingsthema 
voneinander zu trennen. Die Ursachen von 
Flucht hat Elmar Brok MdEP (derzeit UEF-
Präsident) beim Neujahrsempfang des Lan-
desverbands Bremen erläutert. Er betonte, 
dass die Gründe für diese Bewegung nicht 
nur in den Kriegen in den jeweiligen Län-
dern liegen, sondern vergangene Kolonial-
zeiten einzubeziehen sind.

  Alle Mitglieder des Kreisverbandes Diep-
holz brennen darauf, Interessenten die 
überzeugenden Pluspunkte der Europä-
ischen Union näherzubringen, aber auch 
gemeinschaftlich an der Verbesserung der 
heutigen Situation zu arbeiten. Nur ge-
meinsam ist ein starkes Europa der Regio-
nen zu schaffen.

Verantwortlich: Cord Wilhelm Kiel

Europa-Union fordert 
bessere Unterstützung 
der Europaschulen 
  Die Europa-Union Niedersachsen hat auf 
ihrer Vorstandssitzung Anfang Februar be-
schlossen, einen Antrag zur Förderung der 
Europaschulen in die Jahresfachtagung 2016 
des Netzwerkes Europaschulen in Nieder-
sachsen einzubringen. Dazu betonte Lan-
desvorsitzender Wolfgang Zapfe: „Ich hatte 
den Eindruck, dass wir mit dieser Resolution 
den Delegierten einen großen Gefallen getan 
haben.“ Denn die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer der Tagung sind maßlos enttäuscht 
über die fehlende Unterstützung der Europa-
schulen und stimmten mit großer Mehrheit 
dem Antragstext des Landesvorstandes der 
Europa-Union zu, der die Landesregierung 
auffordert, den Europaschulen zusätzliche 
und projektbezogene Mittel zur Weiterent-
wicklung und Ausgestaltung ihres Europa-
profils zur Verfügung zu stellen. Diese Mittel 
müssen sowohl finanzielle Unterstützung als 
auch zusätzliche Anrechnungsstunden für 
Lehrkräfte umfassen, die an der Ausgestal-
tung des Europaprofils und an der Durchfüh-
rung europabezogener Projekte beteiligt sind.
 
  Der Landesvorstand will in den Bereichen 
Europaschulen sowie Europa und Bildung 

Wolfgang Zapfe (r.) wurde für seine Aktivitäten im Bereich Europaschulen 
auf der Tagung des Netzwerks Europaschulen von den Netzwerksprechern  
Karin Cyrol und Franz-Josef Meyer geehrt.

Bild: EUD Niedersachsen/Netzwerk der Europaschulen Niedersachsen e. V. 
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JEF-Landesversamm-
lung im Zeichen der 
Grenzfreiheit
  Neben Wahlen und Formalia konnte die 
JEF Hessen mit dem hessischen Staatsse-
kretär für Europaangelegenheiten, Mark 
Weinmeister, Fragen der Grenzfreiheit dis-
kutieren und sich mit den rechtsstaatlichen 
Entwicklungen in Polen und dem drohenden 
„Brexit“ auseinandersetzen. Den Schluss-
punkt markierte das gemeinsame Zersägen 
eines Grenzbaums zum Start der europa-
weiten JEF-Aktionswoche unter dem Motto 
„Don’t Touch My Schengen“.

  Im Zuge der anschließenden Vorstands-
wahlen kam es zu einigen personellen Wech-
seln. Der bisherige stellvertretende Vorsit-
zende Manuel Gath wurde einstimmig zum 
neuen Landesvorsitzenden der JEF Hessen 
gewählt. In einem kurzen, aber emotionalen 
Wortbeitrag hielt er fest: „Es ist Sarkasmus 
und Ironie zugleich, dass wir in einer Zeit, 
in der wir einen Europäischen Bundesstaat 
so dringend wie nie brauchen, auch so weit 
davon entfernt sind wie nie, ihn zu bekom-
men. Wir müssen die Menschen wieder von 
unserer Idee Europas überzeugen!.“ Nach 
mehr als sechs Jahren an der Spitze des 
Landesverbandes trat Marcel von Collani 
nicht noch einmal für das Amt an und wur-
de stattdessen stellvertretender Vorsitzender 
neben Christian Weickhmann, der diese Po-
sition schon bekleidete, und Neneh Braum, 
ehemalige Beisitzerin. Kai Ackermann wurde 
als Landesgeschäftsführer bestätigt. Roland 
Mittmann trat als Schatzmeister ebenfalls 

Hessen nicht erneut zur Wahl an und verließ den 
Landesvorstand nach sechs Jahren uner-
müdlichen Einsatzes für die europäische 
Sache. Nachfolger im Amt wurde Alexander 
Jackson, der neu in den Vorstand rückt. Als 
Beisitzer wurden Konstantin Krempien und 
Kai Pittelkow bestätigt, Jonathan Weide (bis-
her kooptiert) und Julien Chamboncel neu 
gewählt. Aus dem Vorstand in Abwesenheit 
verabschiedet wurde Christian Gonder, mitt-
lerweile Beisitzer im Bundesvorstand.

  Das Hauptinteresse der Diskutanten 
lag auf der europäischen Asyl- und Mig-
rationspolitik und der Zuwanderung nach 
Deutschland. 

Hochtaunus

Brexit und andere Krisen
  Im Augenblick sollten die Träume zu Euro-
pa in den Hintergrund treten, begann Vorsit-
zende Hildegard Klär die Eröffnungsrede zu 
einer Veranstaltung ihres Kreisverbandes mit 
EUD-Präsidiumsmitglied Dr. Otto Schmuck. 
Sollten die Interessen der 28 EU-Mitglied-
staaten weiter auseinanderfallen, so wäre die 
Gefahr eines Scheiterns zum ersten Mal seit 
der Gründung des europäischen Staatenver-
bundes so greifbar real wie noch nie.

  In seinem Vortrag ging Schmuck auf die 
Forderungen des britischen Premierminis-
ters David Cameron und die Gefahr eines 
„Brexits“ ein. Innenpolitisch stehe Cameron 
mit dem Rücken an der Wand, da die Wi-
derstände in seiner eigenen Partei und der 
europaskeptischen UKIP riesig seien. Nur 
weitreichende Zugeständnisse vom Europä-
ischen Rat würden sein politisches Überle-
ben sicherstellen. Bei den Reformplänen 
gäbe es vier kritische Punkte, bei der seiner 
Meinung nach der Europäische Rat nicht 
zurückweichen dürfe: der Wunsch auf ein 
vierjähriges Moratorium für die Auszahlung 
von Sozialleistungen an EU-Ausländer und 
weitreichende Befugnisse der 28 nationalen 
Parlamente gegen geplante EU-Gesetze. Mit 
einer „Roten Karte“ sollten dabei nicht ge-
nehme Initiativen gestoppt werden können. 
„Das hebelt die europäische Handlungs-
kompetenz noch mehr aus“, so Schmucks 
Kommentar. Auch das Prinzip des immer 
weiteren Zusammenwachsens der EU passt 
dem Briten nicht, denn der Premier wünscht 

Keine Schlagbäume mehr: Die JEF Hessen mit Europa-
staatssekretär Mark Weinmeister (7. v. l.)

Bild: JEF Hessen

Dr. Otto Schmuck  und EUD-Kreisvorsitzende Hildegard 
Klär		  Bild: EUD Hochtaunus

dort ein „opt-out“ für sein Land. Das Peti-
tum, notfalls sogar den Binnenmarkt zu 
beschränken, wenn entsprechende Ent-
scheidungen für die Briten negativ seien, 
widerspricht allen gesetzlichen Regelungen 
der europäischen Verträge. Das Ergebnis der 
Verhandlungen beim EU-Gipfel im Februar 
und danach das Referendum im Juni wür-
den große Auswirkungen auf die EU haben, 
prophezeite Schmuck. Umfragen hätten 
bereits ergeben, dass eine Mehrheit der bri-
tischen Bevölkerung einen Austritt aus der 
EU wolle. Sollte das so kommen, sei darüber 
zu diskutieren, wie die fortschrittlicher den-
kenden Mitgliedstaaten in der Euro-Zone 
sich enger zusammenschließen könnten.

Termine für junge Mitglieder

Europäischer Abend 
Montag, 02.05.2016, 19 Uhr,
Bürgerhaus Schöffengrund-Schwalbach 
(Veranstalter: EUD Lahn-Dill und  
Gemeinde Schöffengrund)

Filmvorführung „Wolfskinder“ anläss-
lich „70 Jahre Flucht und Vertreibung“
Dienstag, 03.05.2016, 18 Uhr,
Rex Kino, Wetzlar
Für Schüler kostenfrei!
(Veranstalter: EUD Lahn-Dill und  
Kulturamt der Stadt Wetzlar)

70 Jahre Hessen – in guter Verfassung?! 
Halbtagesfahrt nach Wiesbaden mit Be-
such in der Staatskanzlei und im Landtag
Montag, 06.06.15, 11.30 bis 20.00 Uhr, 
Abfahrt in Wetzlar
Für Schüler kostenfrei!
(Veranstalter: EUD Lahn-Dill und  
Kulturamt der Stadt Wetzlar)

Verantwortlich: Sven Ringsdorf



  Am 28. Juni 2016 wird um 18.00 Uhr 
im Berliner Rathaus die nächste Diskus-
sion im Rahmen der Reihe „Europa kon-
trovers“ stattfinden. Vor dem Hintergrund 
der anstehenden Wahlen zum Berliner 
Abgeordnetenhaus im September 2016 
stellen wir den Berliner Parteien die Fra-
ge: „Europa, wohin des Weges?“. Mit dem 
Thema „War die EU-Osterweiterung ein 
Fehler?“ führt die Europa-Union Berlin die 
erfolgreiche Veranstaltungsreihe weiter. 
Diese Veranstaltung findet am 6. Oktober 
2016 um 18.00 Uhr im Rathaus Treptow 
statt. Wir freuen uns auf eine spannende 
Diskussion. Weitere Informationen sind 
auf unserer Website www.europa-union-
berlin.de zu finden.

Verantwortlich: Anne Freidank

Vorteile für eine gemeinsame Europäische 
Armee? Welche Auswirkungen hat dies auf 
die Bundeswehr? Diese und weitere Fragen 
wurden unter der Überschrift „Die Europä-
ische Armee: Von der Utopie zum Nah-
ziel?!“ mit den rund 40 Gästen diskutiert. 
Auf dem Podium vertreten waren neben 
der Landesvorsitzenden und Europaab-
geordneten Dr. Sylvia-Yvonne Kaufmann 
auch Dr. Christian Mölling vom German 
Marshall Fund, die Vorsitzende des Euro-
pa-Ausschusses des Berliner Abgeordne-
tenhauses, Gabriele Hiller, sowie Haupt-
mann Jörg Greiffendorf, Vorsitzender der 
Streitkräftebasis im Bundesvorstand des 
Deutschen Bundeswehrverbandes. Mo-
deriert wurde die Diskussionsrunde vom 
Leiter der Europäischen Akademie Berlin, 
Prof. Dr. Eckart Stratenschulte.
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Berlin

Bremen

Europa kontrovers  
in Berlin diskutiert
  Gemeinsam mit den Europabeauftrag-
ten der Berliner Bezirke sowie der Euro-
päischen Akademie Berlin veranstaltet die 
Europa-Union Berlin bereits seit einigen 
Jahren die Reihe „Europa kontrovers“. Am 
3. März fand in diesem Rahmen eine Dis-
kussion im Rathaus Marzahn-Hellersdorf 
statt. Wie absehbar ist die Schaffung einer 
Europäischen Armee? Sind gemeinsame 
Streitkräfte langfristig eine logische Folge 
einer immer stärkeren militärischen Zu-
sammenarbeit in Europa? Wo liegen die 

Sorgenvoller Blick 
nach Polen
  Die Europa-Union Bremen hatte eingela-
den: Vor vollbesetzten Reihen diskutierten 
am 19. Februar Prof. Stefan Garsztecki (TU 
Chemnitz) und Prof. Zdzislaw Krasnodebski 
(Uni Bremen) über die „Europapolitik der 
neuen polnischen Regierung“. Das Brisante 
dabei: Prof. Krasnodebski lehrt in Bremen, 
aber ist seit 2014 Mitglied des Europäischen 
Parlaments – für die „Partei für Recht und 
Gerechtigkeit“ (PiS), die seit vergangenem 
Herbst Polen mit absoluter Mehrheit regiert.

  Es sollte in der Diskussion nicht um „Ab-
rechnung“ gehen, obwohl natürlich die 
Nacht-und-Nebel-Gesetzgebung zum Ver-
fassungsgericht, zur Medienkontrolle und 
die Haltung zur Flüchtlingsfrage für sehr 
kritische Fragen an Prof. Krasnodebski 
sorgten. Es sollte vor allem um die Haltung 
zur Europäischen Union gehen und um die 
Frage, wie das Verfahren der Kommission 
gegen Polen nach dem „Rechtsstaatlich-
keitsmechanismus“ beurteilt wird. Die Euro-
pa-Union steht auf dem klaren Standpunkt, 
dass dies keine „Einmischung in innere 
Angelegenheiten“ ist, wenn Bürger anderer 
Länder sich um die Einhaltung gemeinsam 

beschlossener Grundwerte öffentlich Sor-
gen machen.

  Der PiS-Abgeordnete gab sich in dieser 
Frage moderat. Aber er betonte, dass die 
neue Regierung mehr die Souveränität des 
Landes hervorheben wolle, ähnlich wie das 
die traditionelle Haltung Großbritanniens 
sei. Die Frage, ob es in Polen denn ebenfalls 
eine Austrittsdebatte oder -absicht gäbe, 
verneinte er klar. Das Abhängen der Euro-
paflagge in Warschau sei nur ein Einzelfall. 
Und als er über andere Regeln wie die Struk-
turfonds oder die Arbeitnehmerfreizügigkeit 
sprach, klang das eher europatreu.
  
  Prof. Garsztecki bereicherte die lebhafte 
Diskussion mit Einschätzungen über den 
Charakter der Partei PiS. Sie sei nach seiner 
Auffassung keine nationalistische Partei, 
sondern eher eine Art polnischer CSU, die 
vor der Wahl soziale Defizite wirksam be-
nannt habe, die es trotz wirtschaftlichen 
Aufschwungs gebe. Er wies darauf hin, dass 
die Interpretation der wechselvollen Ge-
schichte immer noch eine große Rolle in 
der Politik spiele und damit auch die Fragen 
von Souveränität und Identität. Das müsse 
man bei der polnischen Politik immer mit 
bedenken. Prof. Garzstecki hob hervor, dass 
die polnische Demokratie intakt sei, wie die 
großen öffentlichen Proteste beweisen. 

  Das Fazit des EUD-Landesvorsitzenden  

Dr. Hermann Kuhn: „Es war gut, dass wir 
miteinander und nicht nur übereinander 
gesprochen haben.“

Verantwortlich: Dr. Hermann Kuhn

Achtung: Terminänderung!

Die zentrale Jubiläumsveranstaltung 
anlässlich des 70. Gründungsjubilä-
ums der Europa-Union Deutschland 
findet nicht wie in Ausgabe 5-2015 
angekündigt am 8. Dezember 2016 
statt, sondern am

11. Januar 2017 in der Französi-
schen Friedrichstadtkirche auf dem 
Gendarmenmarkt in Berlin.

Interessierte merken sich diesen Termin 
bitte jetzt schon vor. Nähere Informa-
tionen werden frühzeitig über die Mit-
gliederzeitung bekanntgegeben.
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21. Januar, Saarbrücken: 	 „TTIP: Wir müs-
sen reden“, Bür-
gerdialog
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TTIP –  
Wir müssen reden!
Gelungener Abschluss der  
Bürgerdialoge zum Transatlan-
tischen Freihandelsabkommen 
in der Handwerkskammer des 
Saarlandes

  Am 21. Januar fand mit über 100 Inter-
essierten der letzte Bürgerdialog der bun-
desweiten Reihe „TTIP – Wir müssen reden!“ 
in Saarbrücken statt. Eröffnet wurde der 
Bürgerdialog von EUD-Präsidiumsmitglied 
Simone Thiel und dem stellvertretenden 
Hauptgeschäftsführer der Handwerkskam-
mer und geschäftsführenden Vorstandsmit-
glied der Europa-Union Saar, Bernd Reis.

  Hintergrundinformationen zum Stand 
der Verhandlungen erhielt das Publikum 
von Anne Jakobs-Schleithoff vom Bundes-
wirtschaftsministerium. „Wir haben ein gro-
ßes wirtschaftliches und politisches Inter-
esse am Freihandel mit den USA“, betonte 
der Generalsekretär der CDU Saar, Roland 
Theis MdL. Gerade der Wegfall von nichtta-
rifären Handelshemmnissen sei wünschens-
wert. Auch Ulrich Ackermann vom Verband 
Deutscher Maschinen- und Anlagenbau sah 
für die Mitglieder seiner Organisation durch 
TTIP klare Vorteile. Derzeit müsse man fünf 
bis zwanzig Prozent zusätzliche Kosten für 
die Anpassung an US-Standards einrechnen, 
wenn man Maschinen in die USA verkaufe.
 

Saarland   „Die Kritik an TTIP entzündet sich da-
ran, dass Teilbereiche des Abkommens sehr 
große Auswirkungen auf Sozial- und Um-
weltstandards haben“, betonte der grüne 
Bundestagsabgeordnete Markus Tressel. Ein 
Lesesaal für Abgeordnete habe mit der er-
forderlichen Transparenz nicht viel zu tun, 
kritisierte er. 

  „Es geht bei TTIP nicht mehr nur um Zölle, 
sondern konkret um nichttarifäre Handels-
hemmnisse. Dafür gelten andere Trans-
parenzanforderungen“, sagte auch Ernst-
Christoph Stolper vom BUND und dem 
Bündnis TTIP Unfairhandelbar. Aus diesem 
Grund sei TTIP nicht vergleichbar mit frühe-
ren Freihandelsabkommen. 

  Die Themen der Podiumsdiskussion wur-
den vom Publikum in den anschließenden 
Diskussionsrunden unter Einbeziehung von 
Jan von Herff von BASF, Daniel Mitrenga 
vom Verband „Die Familienunternehmer“, 
Thomas Schulz vom Deutschen Gewerk-
schaftsbund Saarland und Attac sowie 
Barbara Schröter von der Verbraucherzent-
rale Saarland weiter vertieft. Heiß diskutiert 
wurde dabei, wem das Abkommen am Ende 
vor allem nütze.

  Der Abend zeigte, dass es nach wie vor 
großen Informations- und Diskussionsbe-
darf zu TTIP gibt. Der Vorsitzende der Euro-
pa-Union Saar, Dr. Jörg Ukrow, freute sich 
über die große Resonanz der Veranstaltung 
und dankte allen Beteiligten für die lebhafte 
Diskussion. Die Europa-Union werde auch 
die kommenden Debatten mit klarem euro-
päischen Kompass begleiten, so Ukrow.

Verantwortlich: Dr. Jörg Ukrow

Hinweis in eigener Sache:
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mationen erhalten. Deswegen die Bitte: Informieren Sie uns, 
sobald sich Ihre E-Mail-Adresse oder Postanschrift geändert 
haben. Ihre Mitteilungen richten Sie bitte an janine.topalog-
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